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Einleitung

Dieser Bericht stellt die Tätigkeit der eCom-

merce-Verbindungsstelle Deutschland im 

Jahr 2018 bis einschließlich November im 

Überblick dar.

Die Tätigkeit der eCommerce-Verbindungss-

telle hat zwei Schwerpunkte: Zum einen die 

allgemeine Information von Anbietern und 

Nutzern im Internet über deren Rechte und 

Pflichten im elektronischen Geschäftsver-

kehr. Zum anderen die konkrete Hilfestel-

lung und Beantwortung von Anfragen im 

Einzelfall. 

Die auf der Internetseite der eCom-

merce-Verbindungsstelle zur Verfügung 

gestellten Informationen wurden auch in 

diesem Jahr von Anbietern und Verbrau-

chern sehr gut angenommen. Durch die 

laufende Aktualisierung und das Aufgrei-

fen aktueller Themen und Urteile aus dem 

Bereich e-commerce bleibt die Zahl der 

Besucher der Internetseite mit 236.235 

Klicks auf einem konstant hohen Niveau.  

Auch in diesem Jahr war die eCommerce-Ver-

bindungsstelle ein gefragter Partner bei 

Veranstaltungen, um sowohl Verbraucher 

als auch Unternehmer im Bereich Online-

handel zu beraten und zu informieren. Dies 

geschah unter anderem im Rahmen von 

Vorträgen an Volkshochschulen oder beim 

Empfang von Besuchergruppen im Zentrum 

für Europäischen Verbraucherschutz, sowie 

bei der Teilnahme an Veranstaltungen der 

Industrie- und Handelskammer („Sprechtag 

Onlinerecht“, Netzwerk Onlinehandel) und 

des „Digitalen Stammtisches“ des Projekts 

„Digitaler Kompass“. Das Hauptinteresse von 

Verbrauchern lag hierbei auf den Themen 

Online-Einkauf und Online-Reisebuchung, 

während Unternehmer vor allem Fragen 

zur Umsetzung Europäischer Vorgaben der 

Datenschutz-Grundverordnung und der 

Geoblocking-Verordnung gestellt haben.

Die eCommerce-Verbindungsstelle ist mitt-

lerweile ein fester Bestandteil der „Digitalen 

Stammtische“ des Projektes „Digitaler Kom-

pass“ sowie des „Netzwerks Online-Han-

del“ und der „Sprechtage Online-Recht“ der 

Industrie und Handelskammer Südlicher 

Oberrhein und wird diese Projekte auch 

in Zukunft mit rechtlicher Fachkompetenz 

begleiten. 
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Persönliche bzw. institutionelle 
Herkunft der Anfragen 

Insgesamt waren im Berichtszeitraum des 

Jahres 2018 488 Anfragen zu den ver-

schiedenen Facetten des eCommerce zu 

verzeichnen.

Wie in den vergangenen Jahren, kamen 

die an die eCommerce-Verbindungsstelle 

gerichteten Anfragen überwiegend von Ver-

brauchern. Die Anfragen der Unternehmer 

sind im Vergleich zum Vorjahr ähnlich hoch 

geblieben, die Anfragen der Verbraucher 

sind dagegen ein wenig gesunken. 
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Anfragen nach Themen

Zu den Kategorien inhaltlich:

ALLGEMEINE INFORMATIONEN

Die allgemeinen Informationsanfragen 

seitens der Verbraucher rund um den On-

line-Handel betrafen im vergangenen Jahr 

hauptsächlich die Frage, wie die Seriosität 

von Online-Shops zu erkennen ist. Die Ver-

braucher sind mittlerweile sensibilisiert und 

wissen, dass sich im Internet viele schwarze 

Schafe tummeln. Sie möchten sich davor 

schützen, auf eine betrügerische Website 

hereinzufallen. Die eCommerce-Verbin-

dungsstelle hat auf diesen gestiegenen 

Informationsbedarf der Internetnutzer rea-

giert und auf der Webseite eine Checkliste 

zur Verfügung gestellt, mit deren Hilfe die 

Verbraucher Webseiten überprüfen können, 

bevor sie eine Bestellung tätigen und Ge-

fahr laufen einen wirtschaftlichen Schaden 

zu erleiden. Wesentliche Anhaltspunkte 

zur Beurteilung der Seriosität sind das Vo-

rhandensein eines ordnungsgemäßen Im-

pressums sowie die Umsetzung der Infor-

mationspflichten gegenüber Verbrauchern 
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im elektronischen Geschäftsverkehr (§§ 312d 

ff. BGB). Sobald einer dieser Punkte nicht 
erfüllt ist, empfehlen wir in der Regel, von 

der Bestellung in einem solchen Online-Shop 

abzusehen.

Soweit der Online-Händler ein Gütesiegel 

angibt, sollte die Seriosität des Gütesiegels 

vom Verbraucher selbst, beziehungsweise 

mit Hilfe des Anbieters des Gütesiegels ge-

prüft werden, ob der Online-Händler dort 

tatsächlich (noch) registriert ist. In vielen 

Fällen hilft bereits eine Internet-Recherche 

nach dem Namen des betreffenden Shops, 
um unseriöse Shops zu erkennen. Denn 

unzufriedene Nutzer beschweren sich meist 

zeitnah in den einschlägigen Foren.   

Daneben häuften sich auch in diesem 

Jahr die Anfragen bezüglich der Kosten-

tragungspflicht beim Widerruf. Viele Ver-

braucher wissen immer noch nicht, dass sie 

die Versandkosten im Falle des Widerrufes 

zu tragen haben, sofern sie von dem Un-

ternehmer vorab darüber informiert wurden 

(§ 312e BGB) und der Unternehmer die 

Rücksendekosten nicht freiwillig übernimmt. 

Obwohl die Umsetzung der EU-Verbrau-

cherrechterichtlinie, die diese Kostentra-

gungspflicht mit sich gebracht hat, bereits 
seit Juni 2014 in Kraft ist, gehen viele Nutzer 

noch von der alten Rechtslage aus. Denn 

in der Vergangenheit musste der Verbrau-

cher nur für Waren bis zu einem Wert von 

40 Euro für die Rücksendekosten aufkom-

men, bei einem Warenwert darüber der 

Unternehmer. Aus den genannten Gründen 

gehören die Informationen zum Widerruf 

auf der Internetseite der eCommerce-Ver-

bindungsstelle zu den am stärksten fre-

quentierten Unterseiten. 

Ein weiterer Anfragenschwerpunkt drehte 

sich um die Frage, wer die Transportkosten 

im Fall der Geltendmachung von Gewähr-

leistungsrechten zu tragen hat. Vor allem die 

Nacherfüllung bei sperrigen Wirtschaftsgü-

tern wie Möbeln oder großen Elektrogeräten 

stellt Verbraucher und Unternehmen im 

Gewährleistungsfall vor nicht unerhebliche 

Probleme. Sowohl Händler als auch Verbrau-

cher zeigen hier großen Informationsbedarf 

hinsichtlich der gesetzlichen Regelung, dass 

auch diese Transportkosten vom Verkäufer 

zu tragen sind (§ 439 Abs. 2 BGB).

ONLINE-SHOP WIDERRUF

Zahlreiche Anfragen drehten sich um die 

Voraussetzungen des Widerrufs durch den 

Verbraucher. Während bei vielen Verbrau-

chern ein Informationsdefizit besteht oder 
sie von einer aus juristischer Sicht nicht 

zutreffenden Rechtslage ausgehen, setzen 
viele Unternehmer die gesetzlichen Vorga-

ben zum Widerrufsrecht immer noch nicht 

korrekt um. Vielfach war den Verbrauchern 

nicht bekannt, dass Sie beim Vertragsschluss 

im Internet ein Widerrufsrecht von 14 Tagen 

haben. Unklarheit bestand vor allem darü-

ber, dass der Widerruf innerhalb von 14 

Tagen nach Erhalt der Ware gegenüber dem 

Unternehmer erklärt werden und die Ware 

innerhalb weiterer 14 Tage zurückgesendet 

werden muss. 

Eine besondere Problematik stellt sich 

sowohl für Händler als auch für Käufer 

bei der Frage, wie mit einem sogenannten 

Teilwiderruf eines Vertrages umzugehen 

ist. Bei online geschlossenen Verträgen ist 
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es rechtlich möglich, bei einer aus objekti-

ver Sicht teilbaren Leistung den Widerruf 

auf Teile der bestellten Ware zu beschrän-

ken. Es muss nicht stets die gesamte Bes-

tellung retourniert werden, wenn nur ein 

Teil davon dem Kunden zusagt. So soll ein 

möglichst umfassender Verbraucherschutz 

gewährleistet werden. In der Praxis stellt 

diese Konstellation sowohl Verbraucher 

als auch Unternehmen jedoch nach unse-

rer Erfahrung immer noch vor besondere 

Herausforderungen.   

ONLINE-SHOP MÄNGEL

Ebenfalls ist vielen Verbrauchern nicht 

bewusst, dass bei Neuwaren ein gesetzliches 

Gewährleistungsrecht von zwei Jahren 

besteht. Vor allem die Unterscheidung 

zwischen dem gesetzlich festgeschriebenen 

Gewährleistungsrecht des Verbrauchers und 

einer vom Unternehmer eventuell zusätzlich 

gewährten Garantie ist oft unbekannt. So 

gehen viele Verbraucher davon aus, dass sie 

bei einer mangelhaften Kaufsache keinerlei 

Handhabe gegen den Verkäufer haben, 

wenn dieser seine Garantie auf eine Gel-

tungsdauer von beispielsweise einem Jahr 

beschränkt hat. Leider müssen wir auch 

beobachten, dass Händler ihren Kunden in 

diesem Bereich keine ausreichenden oder 

gar falsche Informationen zukommen lassen 

und die gesetzlichen Gewährleistungsrechte 

verschweigen. In diesem Bereich klärt die 

eCommerce-Verbindungsstelle die Verbrau-

cher dahingehend auf, dass sie nach der 

Verbraucherrechterichtlinie ab dem Kauf für 

einen Zeitraum von zwei Jahren gesetzliche 

Gewährleistungsrechte haben und dass eine 

Garantie eine freiwillige Leistung ist, die 

immer nur neben die von Gesetzes wegen 

bestehenden Rechte treten kann. Keines-

falls kann eine Garantie die gesetzliche 

Gewährleistung verkürzen oder an deren 

Stelle treten.

ONLINE-SHOP NICHTLEISTUNG

Unter diese Kategorie fallen Anfragen, bei 

denen die Ware nicht- oder nicht innerhalb 

des angekündigten Zeitraumes geliefert 

wurde. Verbraucher wandten sich unter 

anderem mit der Frage an uns, welche 

rechtlichen Möglichkeiten sie haben be-

ziehungsweise wie sie ihre Rechte durch-

setzen und welche Institutionen ihnen bei 

der Durchsetzung Ihrer Rechte behilflich 
sein können. Bei einigen dieser Anfragen 

blieb offen, ob das Online-Angebot even-

tuell bereits als Betrug zu werten ist. Eine 

abschließende Prüfung unsererseits war 

nicht immer möglich, da einige der Shops 

nicht mehr aufrufbar waren. In vielen Fällen 

bleiben Verbraucher mit finanziellen Ver-

lusten zurück, da eine Inanspruchnahme 

der bestehenden Schlichtungseinrichtun-

gen im konkreten Fall ausscheidet und die 

Mandatierung eines Anwaltes aufgrund der 

hohen, vorzustreckenden Kosten sich im 

Verhältnis zur gekauften Ware wirtschaftlich 

nicht lohnt.

ONLINE-SHOP BETRUG

Weiterhin hoch ist die Anzahl der Kunden, 

die auf sogenannte „Fake-Shops“ herein-

fallen. Oftmals haben diese Ihren Sitz in 

den USA oder in China. Äußerlich erwecken 
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sie durch die Endung der Internetadresse 

auf die Internetdomain “.de“ den Anschein, 

als würde man in einem in Deutschland 

ansässigen Online-Shop einkaufen. Wer 

dort einkauft, muss in den meisten Fällen 

per Vorkasse bezahlen. Allerdings wird sehr 

oft gar keine Ware geliefert oder die Ware ist 

von mangelhafter Qualität beziehungsweise 

es wird ein insgesamt mangelhaftes Pro-

dukt geliefert. Die Händler sind weder per 

E-Mail noch telefonisch erreichbar oder die 

Erreichbarkeit beschränkt sich auf Chats 

mit sogenannten „Bots“ oder standardi-

sierten, automatisierten Antworten, die dem 

Kunden nicht weiterhelfen. Ein Impressum 

sucht man auf diesen Seiten in der Regel 

vergeblich. Zwar wird den Verbrauchern in 

den verfügbaren Geschäftsbedingungen 

dem ersten Anschein nach die Möglich-

keit zum Widerruf gegeben. Allerdings ist 

die Rücksendung oft sehr mühsam, da die 

Rücksendeadresse sich in fast allen Fällen in 

China befindet. Dadurch stehen die Kosten 
der Rücksendung in einem auffälligen Miss-

verhältnis zum Wert der Ware, insbesondere, 

wenn beim Empfang der Ware bereits nicht 

angekündigte Zollgebühren angefallen sind. 

–  So entscheiden sich viele Kunden, diesen 

Weg gar nicht erst zu beschreiten, sondern 

die mangelhafte oder falsch gelieferte Ware 

zu behalten, obwohl sie keinen wirtschaft-

lichen Gegenwert zur geleisteten Zahlung 

darstellt. 

Wenn die Ware per Vorkasse bezahlt wurde, 

ist es für die Kunden nahezu unmöglich, eine 

geleistete Zahlung zurückzuerhalten. Nur 

wenn per Kreditkarte oder per Lastschrift 

gezahlt wurde, stehen die Chancen durch 

ein sogenanntes „chargeback“ bei der Bank 

besser. Da diese Rückbuchungen jedoch 

nur für einen bestimmten Zeitraum nach 

der Zahlung möglich sind, um eine erfol-

greiche Rückbuchung zu gewährleisten, 

müssen die Käufer für gewöhnlich schnell 

handeln. Problematisch ist in diesem Zusam-

menhang, dass Lieferungen aus Übersee 

in der Regel lange dauern und dies dem 

Kunden auch so mitgeteilt wird. Wird die 

Ware schließlich geliefert und stellt der 

Kunde dann die beschriebenen Mängel 

fest oder realisiert er nach geraumer Zeit, 

dass wohl keine Lieferung mehr erfolgen 

wird, kann es für eine Rückbuchung über 

die Bank bereits zu spät sein.

AUFBAU ONLINE-SHOP

Unternehmer richten häufig die Frage an 
uns, welche Elemente ein Online-Shop aus 

rechtlicher Sicht aufweisen muss. Da sich 

die rechtlichen Grundlagen in verschiedenen 

Gesetze finden, sind die Anforderungen ge-

rade für kleinere und mittlere Unternehmen 

nur schwer zu überblicken. In unserer Be-

ratung weisen wir darauf hin, dass sich die 

Regelungen z. B. im Bürgerlichen Gesetz-

buch (BGB), im Telemediengesetz (TMG), 

im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), im 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

(UWG), im Markengesetz (MarkenG), im 

Urheberrechtsgesetz (UrhG), in der Verord-

nung über die Online-Streitbeilegung in 

Verbraucherangelegenheiten (ODR-VO) und 

dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz 

(VSBG) finden. Bereits bei der Einrichtung 
der Internetadresse (Domain) für den eige-

nen Online-Shop ist darauf zu achten, dass 

keine Rechte Dritter verletzt werden. Dies 
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können z.B. Namens-, Kennzeichen- oder 

Markenrechte sein. Auch bei der Verwen-

dung fremder Bilder und Texte ist auf die 

Einhaltung des Urheber- und Markenrechts 

zu achten.

URHEBERRECHTSVERLETZUNGEN

Weiterhin kontaktierten uns Internetnutzer, 

die wegen Urheberrechtsverletzungen im 

Internet (z. B. illegales Filesharing) eine Ab-

mahnung erhalten haben. Hier ging es in 

einem ersten Schritt darum, den Anfragen-

den zu erklären, worum es sich bei einer 

Abmahnung handelt und mögliche Han-

dlungsoptionen aufzuzeigen. Nach dem 

wegweisenden Urteil des Europäischen 

Gerichtshofes in Luxemburg bleibt abzuwar-

ten, wie sich die deutsche Rechtslage und 

Rechtsprechung in Zukunft entwickeln wird 

(EuGH, Urteil vom 18.10.2018 - C-149/17).

IMPRESSUMSPFLICHT

Beim Thema Impressum stellt sich vor al-

lem angehenden Unternehmern die Frage, 

welchen Inhalt es aufweisen muss. Anfra-

gen kamen nicht nur von Betreibern von 

Online-Shops, sondern gerade auch von 

Anbietern, die keine direkte Bestellmöglich-

keit über das Internet anbieten. Dass jeder 

Betreiber eines Online-Shops verpflich-

tet ist, ein Impressum anzugeben, ist den 

meisten bekannt. Unkenntnis besteht jedoch 

oft darüber, dass die Impressumspflicht 
nicht auf Online-Shops beschränkt ist, son-

dern für sämtliche Internetauftritte eines 

Unternehmens gilt, die einem geschäf-

tlichen Zweck dienen. Dazu zählen z. B. 

Verkaufsplattformen und Social Media (eBay, 

Twitter, Facebook, Google+, Pinterest, XING 

oder LinkedIn). Seiten, die ausschließlich 

privaten oder familiären Zwecken dienen, 

sind hingegen von der Impressumspflicht 
ausgenommen. Inhaltliche Anforderungen 

an das Impressum ergeben sich aus ver-

schiedenen Vorschriften, wie z.B. § 5 TMG, 

§ 55 Abs. 2 RStV, Art. 246a § 1 Abs. 1 Nr. 2 

EGBGB und § 2 Abs. 1 Nr. 1-6 DL-InfoV.

In diese Kategorie fallen auch Anfragen von 

Unternehmern bezüglich der Notwendigkeit 

der Verlinkung auf die Plattform für On-

line-Streitbeilegung der Europäischen Kom-

mission. Nach Art. 14 der ODR-Verordnung 

müssen Unternehmen einen Link zur Eu-

ropäischen Plattform zur Online-Streitbeile-

gung auf Ihrer Webseite bereithalten, wenn 

der Unternehmer Online-Kaufverträge oder 

Online-Dienstleistungsverträge eingeht.

ABOFALLEN  

Vermehrt wurden in diesem Jahr Anfragen 

von Verbrauchern bezüglich Abofallen ges-

tellt. In einigen Fällen haben die Verbraucher 

Internetseiten, auf denen ein Abonnement 

abgeschlossen werden kann, besucht. Die 

Verbraucher gaben jedoch an, vor dem 

abschließenden Klick auf den Bestellbutton 

den Vorgang abgebrochen zu haben. Trotz-

dem bekamen Sie Zahlungsaufforderungen 
der Unternehmer, die diese Internetseiten 

betreiben. Nicht selten wurde auch versucht, 

diese vermeintlichen Forderungen durch 

Inkassounternehmen einzutreiben.

Eine andere Fallgestaltung lag vor, wenn 

Verbraucher sich in der Annahme befanden, 

auf einer Internetseite eine nur einmalige 
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Bestellung vorgenommen zu haben. Im 

Nachhinein stellte sich jedoch heraus, dass 

ein Abonnement abgeschlossen wurde und 

den Verbrauchern immer wieder Waren 

zugeschickt wurden, die sie bezahlen sollten. 

Nach Angabe der Verbraucher war allerdings 

während des Bestellvorgangs nicht ersicht-

lich, dass nicht nur eine einmalige Bestellung, 

sondern ein Abonnement abgeschlossen 

wurde. 

In den oben beschriebenen Fallgestaltungen 

konnte die eCommerce-Verbindungsstelle 

den Verbrauchen Hilfestellung geben, in-

dem ihnen der rechtliche Rahmen erläutert 

und die bestehenden Handlungsoptionen 

aufgezeigt wurden.  

Denn um ein Abonnement wirksam ab-

zuschließen, muss am Ende des Bestell-

vorgangs deutlich werden, dass es sich um 

ein zahlungspflichtiges Abonnement han-

delt. Der Bestellknopf muss entsprechend 

beschriftet sein, z. B. durch «kostenpflichtig 
bestellen“ oder «Jetzt kaufen». Dies ist die 

sogenannte «Buttonlösung». Ist der Bes-

tellknopf nicht in dieser Form gestaltet, 

kommt kein Vertrag zustande. Dies gilt auch 

bei Abbruch des Bestellvorgangs. Die Un-

ternehmen haben in diesen Fällen keinen 

Anspruch auf Zahlung des Betrages.

ABMAHNUNGEN

Die von vielen Experten befürchtete „Ab-

mahnungswelle“ auf Grundlage der seit dem 

25. Mai 2018 in der Europäischen Union 

geltenden Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO) ist bisher ausgeblieben. Wir haben 

diesbezüglich wider Erwarten keine Anfragen 

von Unternehmern erhalten. 

Eine mögliche Erklärung für den verhaltenen 

Umgang mit Abmahnungen  ist, dass die 

Rechtslage im Hinblick auf die Frage, wer 

Verstöße gegen die DSGVO geltend machen 

kann, bisher nicht eindeutig geklärt ist. 

Insbesondere ist noch nicht geklärt, ob die 

Regelungen der DSGVO einen Unterlassung-

sanspruch von Wettbewerbern des abge-

mahnten Unternehmens bei datenschutzre-

chtlichen Verstößen begründen. 

In diesem Zusammenhang hat zwar beis-

pielsweise das Landgericht Würzburg in 

seiner Entscheidung einen Unterlassung-

sanspruch bejaht und auf dieser Grundlage 

eine einstweilige Verfügung erlassen (LG 

Würzburg v. 13.09.2018, Az. 11 O 1741/18). 

Nach dieser Entscheidung können Mitbewer-

ber einen Unterlassungsanspruch aus dem 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

(UWG) wegen Verstoßes gegen die DSGVO 

geltend machen. 

Gegenteilig urteilte das Landgericht Bochum.  

In seiner Begründung geht es davon aus, 

dass Verstöße gegen Art. 13 DSGVO nicht von 

Mitbewerbern abgemahnt werden können, 

da die DSGVO keine Anspruchsgrundlage 

enthalte (Urteil v. 07.08.2018 Az. I- 12 O 

85/18). Dafür spreche insbesondere, dass 

die Datenschutzgrundverordnung eine de-

taillierte Regelung des anspruchsberech-

tigten Personenkreises enthalte. Danach 

stehe nicht jedem Verband ein Recht zur 

Wahrnehmung der Rechte einer betroffenen 
Person zu, sondern (unter weiteren Voraus-

setzungen) nur bestimmten Einrichtungen, 

Organisationen und Vereinigungen ohne 

Gewinnerzielungsabsicht.

Bislang sind Abmahnungen daher eher 

eine seltene Ausnahme. Allerdings wurden 
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diese dann häufig missbräuchlich eingesetzt. 
Um einer rechtswidrigen Abmahnpraxis 

entgegenzuwirken, hat das Bundesjus-

tizministerium einen Gesetzentwurf vor-

gelegt. Das Land Bayern hat dazu bereits 

einen entsprechenden Entwurf „zur Anpas-

sung zivilrechtlicher Vorschriften an die 

Datenschutzgrundverordnung“ (26.06.2018, 

BR-Drs. 304/18) in den Bundesrat einge-

bracht.

Der Beschluss des Landgerichts Würzburg 

könnte allerdings der Beginn der befürch-

teten Abmahnwelle werden. Es wird sich 

in den nächsten Monaten zeigen, ob die 

auf Abmahnungen spezialisierten Recht-

sanwälte darin einen Startschuss sehen.
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Geografische Herkunft der Anfragen

Wie die Statistik zeigt, stammt die ganz 

überwiegende Zahl der Anfragen auch in 

diesem Jahr aus Deutschland.



14

Weiterleitung der Anfragen 
in bestimmten Fällen 

Auch im Jahr 2018 waren Weiterverweisun-

gen der Anfragen nur selten erforderlich. 

Wenn das geschah, fand eine Vorprüfung des 

Sachverhaltes durch die eCommerce-Ver-

bindungsstelle statt.

In der Regel werden Verbraucher an andere 

Stellen verwiesen, wenn dort eine weiterge-

hende Hilfestellung erlangt werden kann, z. 

B. durch Schlichtung oder die Möglichkeit 

der Verbraucherzentralen und Europäischen 

Verbraucherzentren. Ebenfalls findet eine 
Weiterverweisung statt, wenn die Stellen 

im konkreten Fall spezialisierter sind oder 

notwendige Befugnisse haben. Dies ist z. B. 

bei der Polizei der Fall. Die Anzahl an Wei-

terverweisungen an die Polizei hat sich im 

vergangenen Jahr auf Grund der verstärkt 

aufgetretenen Fälle von Online-Betrug 

erhöht. Daneben ist im Einzelfall auch die 

Einschaltung einer klagebefugten Verbrau-

cherschutzeinrichtung sinnvoll.

Hinweise zu weiteren im Bereich des On-

line-Handels existenten Beratungsange-

boten bietet ferner die Rubrik „Weitere 

Beratungsstellen und Ansprechpartner“ 

auf der Internetseite der eCommerce-Ver-

bindungsstelle.
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Art der Kontaktaufnahme 

Anfragen werden über verschiedene Kom-

munikationskanäle an die eCommerce-Ver-

bindungsstelle herangetragen. Wie im 

vergangenen Jahr, überwiegt die Kontak-

taufnahme der Verbraucher über E-Mail 

deutlich. Die Anfragen über Skype, welche 

im Rahmen der „Digitalen Stammtische“ 

angeboten wurden, sowie die persönliche 

Kontaktaufnahme, vor allem im Rahmen 

der IHK-Sprechtage und Veranstaltungen 

liegen in etwa gleichauf mit der Nutzung 

über das Kontaktformular auf der Webseite 

oder per Telefon. 

Die Anzahl der Besucher der Webseite ist 

im Vergleich zum Vorjahr 2017 konstant 

hoch geblieben. Während im Jahr 2017 (bis 

einschließlich 27.11.2017) 263.910 Nutzer 

die Webseite besuchten, waren es im Jahr 

2018 (bis einschließlich November 2018) 

bisher 236.235 Besucher. Aus den Zahlen 

lässt sich ablesen, dass die ständige Wei-

terentwicklung der Webseite von den Be-

suchern sehr gut angenommen wird. Auch 

wenn die vollständige Überarbeitung der 

Webseite bereits ein Jahr zurückliegt, ist die 

Anzahl der Besucher weiterhin hochgeblie-

ben. Die Aktualisierung der redaktionellen 

Inhalte wurde und wird weiter fortgesetzt. 

BESUCHERZAHLEN

Hinweis: Anzahl der Besucher jeweils vom 

01.01.2018 bis 29.11.2018
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Broschüre  

BROSCHÜRENVERSAND

Die Broschüre „Der Online-Shop: Rechtstipps 

für Unternehmer“ für das Jahr 2017 wurde 

sehr gut angenommen. Regulär wurden 

3.500 Exemplar gedruckt und am 21.12.2017 

angeliefert. Anfang des Jahres 2017 wurden 

weitere 2.000 Exemplare nachgedruckt, 

die am 06.04.2018 angeliefert wurden. 

Inzwischen sind 4.526 Exemplare verteilt 

und versendet worden. Damit wurden im 

Jahr 2018 deutlich mehr Broschüren verteilt 

als im Jahr 2017. Gerade bei Außenterminen 

oder dem Empfang von Besuchergruppen 

bewährt sich das Medium Broschüre als 

klassische aber sehr gut angenommene 

Möglichkeit, die Arbeit der eCommerce-Ver-

bindungsstelle vorzustellen.

NEUE BROSCHÜRE

Die Broschüre für das Jahr 2018 befasst sich 

mit dem Thema Geoblocking. Sie richtet 

sich sowohl an Verbraucher als auch an 

Unternehmer und liefert einen Überblick 

über das Thema Geoblocking. Aktuell birgt 

dieses Thema eine gewisse Brisanz in sich, 

da im Jahr 2018 zwei Verordnungen der 

Europäischen Union, die dieses Thema 

betreffen, in Kraft getreten sind bzw. am 
03.Dezember 2018 noch in Kraft treten 

werden. Dies sind die bereits im April 2018 

in Kraft getretene Portabilitätsverordnung 

und die Geoblocking-Verordnung der EU, 

welche ab dem 03.Dezember 2018 gilt.

Insbesondere die Geoblocking-Verordnung 

ist für Unternehmer in Deutschland von 

höchster Aktualität, da die Online-Shops 

bis zum 03. Dezember 2018 entsprechende 

Maßnahmen ergreifen müssen, um den 

Anforderungen der Verordnung gerecht 

zu werden. 

Unter Geoblocking versteht man unter an-

derem eine Technik, die Internetinhalte und 

Internetseiten von Online-Shops für Nutzer 

wegen ihres Wohnsitzes beziehungsweise 

ihres momentanen Aufenthaltsortes sperrt. 

Internetnutzern wird der Zugriff auf bestim-

mte Webseiten verweigert oder sie werden 

automatisch auf eine andere als die ursprün-

glich gewählte Internetseite weitergeleitet. 

Die Industrie- und Handelskammer hat 

an diesem Themenkomplex und an der 

Broschüre bereits reges Interesse bekun-

det. Im Rahmen der Veranstaltungsreihe 

„Netzwerk Onlinehandel“ bei der Indus-

trie- und Handelskammer wurde die eCom-

merce-Verbindungsstelle gebeten, vor Un-

ternehmern einen Vortrag über Geoblocking 

zu halten. Im Rahmen dieses Vortrages 

wurde deutlich, dass bei den Unternehmern 

noch erhebliche Unsicherheit bezüglich 

den mit der Geoblocking-Verordnung ein-

hergehenden Anpassungspflichten herrscht. 
Vielfach war den Unternehmer gar nicht 

bekannt, dass und vor allem wann diese 

Verordnung in Kraft treten wird. Auch der 

Inhalt der Geoblocking-Verordnung war den 
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meisten nicht bewusst. Viele Unternehmer, 

insbesondere die Kleinunternehmer, sind 

wegen der Umsetzung der Anforderungen 

überfordert und fühlen sich allein gelassen.

Im Bereich der Nutzung digitaler Inhalte 

wurde mit der Portabilitätsverordnung der 

Europäischen Union bereits am 01. April 

2018 Geoblocking zum Teil abgeschafft. 
Diese Verordnung regelt, dass im Heimat-

land abgeschlossene kostenpflichtige On-

line-Dienste (z.B. Streamingdienste oder 

Abonnements für E-Books) nun auch bei 

einem vorübergehenden Aufenthalt im 

EU-Ausland dort ebenfalls genutzt werden 

können. Dies ist insbesondere für diejenigen 

Verbraucher eine große Erleichterung, die 

innerhalb Europas mobil sind. Aus gegebe-

nem Anlass hat auch die eCommerce-Ver-

bindungsstelle bereits vermehrt Anfragen 

zur Nutzung kostenpflichtiger Onlinedienste 
im Ausland erhalten. Oftmals berichten die 

Verbraucher, dass sie trotz der seit April 

2018 in Kraft getretenen Portabilitäts- 

verordnung blockiert und dennoch nicht auf 

die von ihnen erworbenen Inhalte zugreifen 

können. Außerdem besteht bei vielen 

Verbrauchern Unsicherheit über den in 

der Verordnung nicht konkret definierten 
Rechtsbegriff „vorübergehend“. Aus der 

Verordnung lässt sich nur ableiten, dass 

für denjenigen, der sich dauerhaft im Aus-

land aufhält, der abonnierte Online-Dienst 

irgendwann blockiert werden kann.

Die Broschüre stellt in leicht verständlicher 

Form dar, worum es beim Thema Geo-

blocking geht und weshalb hier von Seiten 

des Gesetzgebers Handlungsbedarf gesehen 

wurde. Es folgt eine detaillierte Vorstellung 

der Regelungen der beiden relevanten Verord- 

nungen sowie Handlungsempfehlungen für 

Unternehmer. Verbraucher erfahren in der 

Broschüre, was sich konkret in Zukunft beim 

Online-Einkauf für sie ändert und welche 

Verhaltensweisen von Händlern zukünftig 

weiter gestattet sind. 

Ein weiterer Punkt, der in der Broschüre 

thematisiert wird, ist die in Zukunft zustän-

dige Stelle, an die sich Verbraucher wenden 

können, wenn sie trotz der neuen Verord-

nung weiterhin im Onlinehandel diskrimi-

niert werden. Diese Stelle wird bei der Bun-

desnetzagentur in Bonn angesiedelt sein. 

Unabhängig davon geht die eCommerce- 

Verbindungstelle davon aus, dass sie so-

wohl von Verbrauchern als auch von Unter- 

nehmern in diesem Themenbereich auch 

in Zukunft kontaktiert werden wird.

Da die Bundesnetzagentur für die Umset-

zung der Verordnung zuständig sein wird, 

ist sie auch für die Überprüfung von Un-

ternehmen zuständig, ob diese die Verord-

nung einhalten. Im Fall eines Verstoßes 

gegen die Verordnung ist die Bundesnet-

zagentur durch eine Neufassung des Tele-

kommunikationsgesetzes befugt, ein Ord-

nungswidrigkeitenverfahren durchzuführen 

und Sanktionen gegen Unternehmen fest-

zusetzen. Diese Sanktionen können bis zu 

300.000 Euro betragen.
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Eine Stelle für Nutzer und 
Anbieter im E-Commerce

Eine Stelle für Nutzer und Anbieter – das 

Informations- und Beratungsangebot der 

eCommerce-Verbindungsstelle richtet sich 

sowohl an Verbraucher als auch an Un-

ternehmer. Im Folgenden wird ein kurzer 

Abriss der Publikumsveranstaltungen und 

Vorträge gegeben, an denen wir teilgenom-

men haben:

DIGITALE STAMMTISCHE

Im Rahmen der „Digitalen Stammtische“ 

des Projekts „Digital-Kompass“ finden re-

gelmäßig Videokonferenzen für interessierte 

Verbraucher statt. Die inhaltliche Gestal-

tung dieser Veranstaltung erfolgt durch die 

Kooperationspartner. Ziel ist es, Internet-

nutzern deutschlandweit den Austausch zu 

aktuellen IT-Themen zu ermöglichen und die 

Kompetenz zur sicheren Nutzung digitaler 

Medien zu erhöhen. Es handelt sich dabei 

um ein gemeinsames Projekt der Bunde-

sarbeitsgemeinschaft der Senioren-Orga-

nisationen und Deutschland sicher im Netz 

e. V. und wird durch das Bundesministe-

rium der Justiz und für Verbraucherschutz 

gefördert. Nur der Deutlichkeit halber: die 

eCommerce-Verbindungsstelle nimmt diese 

Termine unentgeltlich wahr.

Die eCommerce-Verbindungsstelle hat 

am 25. September 2018 per Skype-Schal-

tung einen solchen „Digitalen Stammtisch“ 

in Koblenz federführend gestaltet, der 

gleichzeitig per Video-Konferenzschaltung 

in Mainz, Kaiserslautern, Speyer und der 

Südwestpfalz zugänglich war.

Zielgruppe waren Teilnehmer aus Volk-

shochschulkursen und die mit dem „Di-

gital Kompass“ speziell angesprochenen 

Senioren.

Damit die gesamte Skype-Veranstaltung 

koordiniert abläuft und alle Teilnehmer 

zu Wort kommen können, führt ein Mode-

rator durch die Veranstaltung. Die eCom-

merce-Verbindungsstelle wird bei diesen 

Veranstaltungen als Experte dazu geschaltet. 

Wir stellen zunächst das Thema, meist in 

Form einer Powerpoint-Präsentation, die alle 

Teilnehmer am Bildschirm verfolgen können, 

vor. In der sich anschließenden Fragerun-

de wird allen Teilnehmern die Möglichkeit 

gegeben, die Fragen zu stellen, die sich im 

Laufe der Konferenz aufgetan haben.

Thema der Veranstaltung am 25. September 

2018 waren die bei Internetnutzern im-

mer beliebter werdenden Vergleichsportale 

für verschiedene Produkte und Dienstleis-

tungen. Hauptsächlich werden die Ver-

gleichsportale für Flug- und Reiseleistungen 

sowie Versicherungen und Autovermie-

tungen genutzt. Im Vordergrund standen 

am Ende Fragen zum Vertragsschluss über 

ein Vergleichsportal, insbesondere zu wel-

chem Zeitpunkt der Buchung dem Kunden 
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alle Preise angezeigt werden müssen, der 

Widerruf von diesen Verträgen, sowie die 

Abwicklung von Stornierungen bei Reisen 

und Flügen. 

Die von den Organisatoren der „Digitalen 

Stammtische“ geplante zweite Veranstaltung 

in Kooperation mit der eCommerce-Ver-

bindungsstelle wurde leider von Seiten des 

Projekts „Digitaler Kompass“ abgesagt.

VORTRÄGE

Bei den folgenden Vortragsveranstaltungen 

war die eCommerce-Verbindungsstelle im 

Jahr 2018 vertreten:

• 23.01.2018: Vortrag: Vortragsabend für 

landwirtschaftliche Betriebe zum Thema: 

„Innovative Absatzwege mit Automaten 

und im Online-Handel“

• 30.01.2018: Vortrag zum Thema: „Waren- 

kauf im Internet - Ihre Rechte im Online- 

Handel“ für Interessenten an der Volks- 

hochschule Ortenau

• 01.02.2018: Vortrag zum Thema: „On-

line-Handel“ für eine Besuchergruppe 

der Europäischen Akademie NRW e.V.

• 11.10.2018:  Vortrag zum Thema: „On-

line-Handel“ für eine Besuchergruppe 

Jakob-Kaiser-Stiftung e.V.

VERANSTALTUNGEN BEI DER 

INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER

Netzwerk Online-Handel (Industrie- und 

Handelskammer Südlicher Oberrhein)

1.Netzwerktreffen
Am 09.05.2018 war die eCommerce-Verbin-

dungsstelle bei dem im Jahr 2017 von der 

Industrie und Handelskammer Südlicher 

Oberrhein neu gegründeten „Netzwerk On-

linehandel“ zu Gast. In einem Vortrag wurde 

den Unternehmern die Datenschutz-Grund-

verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 27. April 

2016 vorgestellt. Unmittelbar vor ihrem Wirk-

samwerden am 25. Mai 2018 bestand bei 

vielen Unternehmern erhebliche Unsicherheit 

über die an sie gestellten Anforderungen.

Die europäische Datenschutzgrund- 

verordnung (DSGVO) soll die Regelungen 

zum Datenschutz in der Europäischen 

Union vereinheitlichen. Damit löst sie das 

bisher in Deutschland geltende Bundes-

datenschutzgesetz (BDSG) ab, welches die 

alte europäische Datenschutzrichtlinie in 

nationales Recht umgesetzt hat. 

Die neue Verordnung regelt den Umgang von 

Unternehmen und Behörden mit personen-

bezogenen Daten. In vielen Bereichen baut 

sie auf der bisher geltenden Richtlinie und 

nationalen Gesetzen, wie etwa dem Bundes- 

datenschutzgesetz, auf. Sie hat Folgen für 

jeden, der in irgendeiner Art und Weise 

personenbezogene Daten verarbeitet. Damit 

trifft sie auch die Betreiber kleinerer Web-
seiten.

Da im Vorfeld bereits viel über die Daten- 

schutz-Grundverordnung in den Medien 

berichtet wurde und diese Berichte oftmals 

negativ ausfielen, war der Informations- 
bedarf der anwesenden Unternehmer ents-

prechend hoch. Vor allem, weil in diesem  

Bereich eine ähnliche Abmahnwelle befür- 

chtet wurde, wie im Bereich des Urheber- 

rechtes. Die Befürchtung vieler Unternehmer 

war, dass sie bei einer fehlerhaften Webseite 
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in Bezug auf die Datenschutz-Grundverord-

nung direkt durch Kanzleien, welche von 

Mitbewerbern beauftragt werden, abge-

mahnt werden würden. 

2.Netzwerktreffen
Am 30.10.2018 war die eCommerce-Ver-

bindungsstelle wiederum beim Netzwerk 

Onlinehandel zu Gast. In einem Kurzvor-

trag wurde das Thema Geoblocking vor-

gestellt. Der Fokus lag hierbei auf der Geo-

blocking-Verordnung, welche insbesondere 

für Online-Händler einige Anforderungen 

bereithält. Es wurde ein kurzer Überblick 

über die Maßnahmen gegeben, die On-

line-Händler bis zum Inkrafttreten der Ve-

rordnung am 03. Dezember 2018 ergreifen 

müssen. Am Rande wurde auch die bereits 

im April 2018 in Kraft getretene Portabilitäts-

verordnung für Online-Dienste behandelt. 

Am Beispiel dieser Verordnung wurde 

diskutiert, inwiefern es kleinen Händlern 

überhaupt möglich ist, alle Anforderungen, 

die die Verordnung der Europäischen Union 

an Unternehmen stellt, bestmöglich umzu-

setzen. Viele der Händler befürchten, dass 

sie nicht die finanziellen oder personellen 
Mittel haben, einen mit der Verordnung 

konformen Onlinehandel aufzubauen be-

ziehungsweise weiterzuführen. Es war bei 

allen Händlern eine große Sorge spürbar, 

dass am Ende nicht genügend Ressourcen 

zur Umsetzung der Verordnung vorhanden 

sein würden und ihnen diesbezüglich ein 

Nachteil gegenüber größeren Unternehmen 

entstehen würde. 

Da aber noch viele Fragen der Verordnung 

ungeklärt sind beziehungsweise sich erst 

später beantworten lassen, wenn die Ve-

rordnung am 03. Dezember 2018 Anwen-

dung findet, konnten nicht alle Bedenken 
zerstreut werden.

Sprechtage Online-Recht

Wie bereits in der Vergangenheit stand die 

eCommerce-Verbindungsstelle als Experte 

für die Sprechtage Online-Recht zur Verfü-

gung. Folgende Sprechtage fanden im Jahr 

2018 statt:

• 07.03.2018: Sprechtag Online-Recht der 

Industrie- und Handelskammer Freiburg

• 16.10.2018: Sprechtag Online-Recht der 

Industrie- und Handelskammer Freiburg 

(wurde mangels Teilnehmer von Seiten der 

IHK auf einen späteren Termin verschoben)

Bei diesem Beratungsangebot der eCom-

merce-Verbindungsstelle können Unter- 

nehmer in persönlichen Einzelterminen 

ihre rechtlichen Fragen zum Online-Handel 

besprechen. Im Vordergrund stehen dabei 

Fragen, die sich mit der rechtssicheren Ges-

taltung eines Online-Shops beschäftigen, 

wie z. B.: 

• Welche Informationen muss das Impres-

sum enthalten? 

• Benötige ich AGB? 

• Wo müssen die Regelungen zu den 

Zahlungsbedingungen und den Versand-

kosten stehen und wie können diese 

aussehen? 

• Muss ich beim Verkauf ins Ausland meine 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

übersetzen?

• Wie sieht eine korrekte Widerrufsbe-

lehrung aus? 

• Was für eine Einwilligung benötige ich 

für den Versand von Newslettern? 

• Wie gebe ich Lieferzeiten korrekt an?
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Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

PRESSEMITTEILUNG VOM 02.02.2018

Mit der Pressemitteilung wurde über die 

betrügerischen Maschen von sogenannten 

„Fake-Shops“ berichtet. Verbraucher wur-

den darüber informiert, wie die Betrüger 

vorgehen, wie sie sich schützen können und 

was zu tun ist, wenn man trotz aller Vorsicht 

auf solche Fake-Shops herein gefallen ist.

PRESSEMITTEILUNG FÜR NOVEMBER 2018 

Derzeit ist eine Pressemitteilung in Arbeit, die 

sich mit der Veröffentlichung der Broschüre 
der eCommerce-Verbindungsstelle befassen 

wird. Die Pressemitteilung wird gleichzeitig 

mit der Broschüre auf der Webseite der 

eCommerce-Verbindungsstelle erscheinen.

https://www.ecommerce-verbindungsstelle.de/fileadmin/user_upload/ecommerce/pressemitteilungen/PM_Fake_Shops.pdf
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Anhang: Pressespiegel der 
Verbindungsstelle

ÜBERBLICK ÜBER DIE PRESSEARBEIT IM 

JAHR 2018:

06. Februar 2018, Filstatlexpress
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24. Februar 2018, Badische Zeitung
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10. September 2018, Lahrer Zeitung

29. November 2018, Telefoninterview mit WDR, Sendung 1 Live, Thema: Geoblocking
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